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Entwurf

Bundesgesetz, mit dem das Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das
Schulunterrichtsgesetz fiir Berufstitige, Kollegs und Vorbereitungslehrginge, das
Schulzeitgesetz 1985, das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, das Land- und
forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, das Schulpflichtgesetz 1985, das Hochschulgesetz
2005 und das 2. COVID-19-Hochschulgesetz gesindert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:
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Artikel 1

Anderung des Schulorganisationsgesetzes

Das Schulorganisationsgesetz, BGBI. Nr. 242/1962, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 170/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In § 8 lit. g wird am Ende der sublit. cc der Strichpunkt durch einen Beistrich ersetzt und folgende
sublit. dd angefiigt:

,dd) in der unterrichtsfreien Zeit (Sommerschule) zur Wiederholung und Vertiefung von
Lehrinhalten eines oder mehrerer vergangener Unterrichtsjahre, zur Vorbereitung auf ein
kommendes Schuljahr, zur Vorbereitung der Aufnahme in eine andere Schulart, zur
Vorbereitung oder Durchfiihrung eines nationalen oder internationalen Wettbewerbs sowie
zur Vorbereitung auf eine abschlieBende Priifung;"

2. (Grundsatzbestimmung hinsichtlich § 8i Abs. 2) Nach § 8h wird folgender § 8i samt Uberschrifi
eingefiigt:
»,Sommerschule

§ 8i. (1) Die Durchfiihrung von Férderunterricht in der unterrichtsfreien Zeit gemaf § 8 lit. g sublit. dd
(Sommerschule), die klassen-, schulstufen- und schulstandortiibergreifend erfolgen kann, bedarf
abweichend von Abs. 1 Z 3 der Zustimmung der Schulbehdrde und des Schulerhalters. Die Schulbehorde
darf die Zustimmung nur erteilen, wenn zumindest sechs Schiilerinnen oder Schiiler bis zum Ende des
Unterrichtsjahres angemeldet sind. Die Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler einer Gruppe oder eines
Kurses hat mindestens sechs und bis einschlieBlich der 8. Schulstufe hochstens 15 zu betragen. Der
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Unterricht kann entweder von Lehrpersonen oder von Lehramtsstudierenden unter Betreuung durch die
Schulleitung oder die mit der Leitung der Sommerschule betrauten Lehrperson erteilt werden. An
Bildungsanstalten fiir Elementarpddagogik kann dieser Forderunterricht auch zur Erfiillung von Praktika
gemiB § 20 Abs. 3 und 4 SchUG sowie § 78 SchOG in den Praxiskindergérten, die zu diesem Zweck
wiahrend des Zeitraumes gemill § 2 Abs. 9 Schulzeitgesetz 1985 gedffnet werden diirfen, durchgefiihrt
werden.

(2) (Grundsatzbestimmung) Abs. 1 gilt hinsichtlich der Regelungen der duBleren Organisation an
offentlichen Pflichtschulen (ausgenommen Praxisschulen) und die in Artikel V Z 1 und 2 der 5. SchOG-
Novelle, BGBI. Nr. 323/1975, genannten 6ffentlichen Pflichtschulen als Grundsatzbestimmung.*

3.In§ 21b Abs. 1 Z 1 wird nach der Wendung ,,Physik,* die Wendung ,,Digitale Grundbildung,* eingefiigt.
4. In § 21b Abs. 1 Z 2 entfillt die Wendung ,,Digitale Grundbildung sowie®.

5. In § 39 Abs. 1 wird nach der Wendung ,,Physik,” die Wendung ,,Digitale Grundbildung,” eingefiigt.

6. In § 39 Abs. 1a entfdillt die Wendung ,,Digitale Grundbildung sowie®.

7. Dem § 79 Abs. 1 wird folgende Z 4 angefiigt:

,,4. Aufbaulehrgénge fiir Elementarpddagogik, welche die Aufgabe haben, in einem sechssemestrigen
Bildungsgang Absolventinnen und Absolventen der Fachschule fiir pddagogische Assistenzberufe
erginzend das Bildungsgut einer Bildungsanstalt fiir Elementarpadagogik zu vermitteln und sie
zur Universitétsreife zu fiihren.*

8. Dem § 128b wird folgender Satz angefiigt:

,»Als spezielle Widmung kann die Zustimmung des Kuratoriums geméf § 65 des Schulunterrichtsgesetzes
vorgesehen werden.*

9. Dem § 131 wird folgender Abs. 46 angefiigt:
»(46) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten wie folgt in Kraft:

1. § 81it. g sublit. cc und dd, § 8i samt Uberschrift, § 79 Abs. 1 Z 4und § 128b treten mit dem Ablauf
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft;

2.§21b Abs. 1 Z 1 und 2 sowie § 39 Abs. 1 und 1a treten mit 1. September 2022 in Kraft;

3. (Grundsatzbestimmung) § 8i Abs. 2 tritt gegeniliber den Léndern mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; die Ausfiihrungsgesetze sind binnen sechs Monaten
zu erlassen und in Kraft zu setzen.*

10. Dem § 131 wird folgender Abs. 47 angefiigt:

»(47) (Grundsatzbestimmung hinsichtlich der dufleren Organisation 6ffentlicher Pflichtschulen)
Im Schuljahr 2021/22 ist § 8i anzuwenden, wobei Festlegungen, die zur Vorbereitung der Sommerschule
dienen, mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt getroffen werden kdnnen.*

Artikel 2
Anderung des Schulunterrichtsgesetzes
Das Schulunterrichtsgesetz, BGBI. Nr. 472/1986, zuletzt geédndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 170/2021, wird wie folgt gedndert:
1. § 5 Abs. 3 lautet:

»(3) Schiilerinnen und Schiiler, die gemidB Abs.2 fiir das folgende Schuljahr in eine Schule
aufgenommen werden und am letzten Unterrichtstag des laufenden Unterrichtsjahres die Voraussetzungen
fiir die Aufnahme erfiillen, sind ab dem auf den letzten Unterrichtstag des laufenden Unterrichtsjahres
folgenden Tag Schiilerinnen oder Schiiler der aufnehmenden Schule.*

2. Dem § 12 werden folgende Abs. 10 bis 12 angefiigt:

»(10) Die Anmeldung zur Teilnahme am Forderunterricht gemdB § 8 lit. g sublit. dd des
Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) kann an jener Schule, an welcher das Kind oder die oder der
Jugendliche Schiilerin bzw. Schiiler ist, oder an jener, die im folgenden Schuljahr besucht werden soll,
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erfolgen. Schiilerinnen und Schiilern ist die erforderliche Zeit fiir die allfdllige Ablegung von
Wiederholungspriifungen zu gewéhren.

(11) Der Forderunterricht geméal3 § 8 lit. g sublit. dd des Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule)
hat Unterricht in den Pflichtgegenstinden zu umfassen und kann durch Bewegungseinheiten und
facheriibergreifende Einheiten ergénzt werden. Unterricht, Bewegungseinheiten und facheriibergreifende
Einheiten konnen von Lehrpersonen oder Lehramtsstudierenden unter Betreuung durch die Schulleitung
oder die mit der Leitung der Sommerschule betrauten Lehrperson durchgefiihrt werden.

(12) Schiilerinnen und Schiiler, die nicht zur Teilnahme gemafl § 8 lit. g sublit. dd des
Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) angemeldet sind, sind auf Einladung der Schulleitung oder der
mit der Leitung der Sommerschule betrauten Lehrperson zur Teilnahme berechtigt, wenn sie teilnehmende
Schiilerinnen und Schiiler beim Lernprozess unterstiitzen (Buddy-Schiilerinnen und -Schiiler). Sie sind auf
die Anzahl der Schiilerinnen und Schiiler fiir die Er6ffnung und Bildung von Gruppen nicht anzurechnen.
Diesen Schiilerinnen und Schiilern ist durch die Schulleitung eine ,,Buddy-Bestitigung* auszustellen.*

3. Dem § 18 wird folgender Abs. 16 angefiigt:

,»(16) Fiir Schiilerinnen und Schiiler einer Deutschforderklasse oder eines Deutschférderkurses kann
nach Teilnahme am Forderunterricht gemdB §8 lit. g sublit. dd des Schulorganisationsgesetzes
(Sommerschule) bis zu zwei Wochen nach Beginn des Schuljahres eine neuerliche Testung des
Sprachstandes und Einstufung stattfinden.*

4. In § 38 Abs. 3 letzter Satz wird nach dem Wort ,schriftlichen* die Wendung ,,, graphischen oder
praktischen® eingefiigt.

5. In § 40 Abs. 3 wird vor dem Wort ,Prifungsgebieten die Wendung ,nicht standardisierten und nach
dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,»Bei Verordnung von Lehrplénen sind im Falle von Anderungen in standardisierten Priifungsgebieten der
Klausurpriifung fiir ldngstens drei Jahre Ubergangsregelungen in der jeweiligen Priifungsordnung
vorzusehen.*

6. Dem § 65 Abs. 2 wird folgender Satz angefiigt:

»Die Verwendung von fiir speziell fiir Zwecke der Kuratorien gewidmete Mittel bedarf der Zustimmung
der Kuratorien.*

7. Nach § 77a wird folgender § 77b samt Uberschrift eingefiigt:
»Verarbeitung von Informationen zur Sommerschule

§ 77b. Die Schulleitung und die Lehrperson sowie die Schulbehdrden sind berechtigt,
personenbezogene Daten von zum  Forderunterricht gemdl §8 lit. g sublit. dd des
Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) angemeldeten Schiilerinnen und Schiilern zu verarbeiten,
wenn diese fiir die Organisation oder Durchfithrung des Unterrichts notwendig sind. Diese Daten der
jeweiligen Schiilerin oder des jeweiligen Schiilers diirfen ausschlieBlich den Namen der Person,
Informationen zur besuchten Schule (insbesondere die Schulkennzahl), zum Wohnort, zur Anreise zur
Sommerschule und zu den schulischen Leistungen umfassen. Zu diesem Zweck sind Daten aus den
Evidenzen der Schiilerinnen und Schiiler an das von der Bundesrechenzentrum GmbH (BRZ GmbH) zu
fiihrende zentrale IT-System zu {ibermitteln. Gespeicherte Daten sind spatestens bis zum 31. Dezember
jeden Jahres zu 16schen.*

8. Dem § 82 wird folgender Abs. 20 angefiigt:

»(20) § 5 Abs. 3, § 12 Abs. 10 bis 12, § 18 Abs. 16, § 38 Abs. 3, § 40 Abs. 3, § 65 Abs. 2 und § 77b
samt Uberschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; § 82k samt Uberschrift tritt mit 1. Mai 2022 aufler Kraft.”

9. § 82k samt Uberschrift entfillt.
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Artikel 3

Anderung des Schulunterrichtsgesetzes fiir Berufstiitige, Kollegs und
Vorbereitungslehrginge

Das Schulunterrichtsgesetz fiir Berufstitige, Kollegs und Vorbereitungslehrgéinge, BGBI. I
Nr. 33/1997, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 170/2021, wird wie folgt gedndert:

1. In §34 Abs. 2 Z2 wird nach der Wendung ,fachkundige Lehrperson® die Wendung ,oder der
Studienkoordinator oder die Studienkoordinatorin® eingefiigt.

2. In § 38 Abs. 3 vierter Satz entfillt das Wort ,,standardisierten®.

3 In §38 Abs. 3 letzter Satz wird nach dem Wort ,schriftlichen* die Wendung ,,, graphischen und
praktischen® eingefiigt.

4. In § 40 Abs. 3 wird vor dem Wort ,Prifungsgebieten die Wendung ,nicht standardisierten und nach
dem ersten Satz folgender Satz eingefiigt:

,»Bei Verordnung von Lehrplénen sind im Falle von Anderungen in standardisierten Priifungsgebieten der
Klausurpriifung fiir ldngstens drei Jahre Ubergangsregelungen in der jeweiligen Priifungsordnung
vorzusehen.*

5. Dem § 69 wird folgender Abs. 20 angefiigt:

»(20) § 34 Abs. 27 2, § 38 Abs. 3 vierter Satz und Abs. 3 letzter Satz sowie § 40 Abs. 3 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBIL. I Nr. xxx/2021 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im
Bundesgesetzblatt in Kraft; § 72 samt Uberschrift tritt mit 1. Mai 2022 auf8er Kraft.“

6. § 72 samt Uberschrift entfillt.

Artikel 4
Anderung des Schulzeitgesetzes 1985

Das Schulzeitgesetz 1985, BGBI. Nr. 77/1985, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. I
Nr. 170/2021, wird wie folgt gedndert:

1.In § 2 Abs. 4 Z 7 wird nach dem Wort ,,vor* die Wendung ,,dem Pfingstsonntag® eingefiigt.
2. § 2 Abs. 7 lautet:

,»(7) Bei Unbeniitzbarkeit des Schulgebdudes, in Katastrophenféllen und aus sonstigen zwingenden
Griinden kann die zusténdige Schulbehdrde hochstens drei Tage oder der zustdndige Bundesminister fiir
die unumginglich notwendige Zeit durch Verordnung IKT-gestlitzten Unterricht ohne physische
Anwesenheit in der Schule anordnen. Wenn die Verordnung dieser Unterrichtsform nicht moglich oder
aufgrund des Alters oder der Unterrichts- und Erziehungssituation der Schiilerinnen und Schiiler nicht
zweckmilig ist, kann die zustdndige Schulbehdrde hochstens drei Tage oder der zustindige
Bundesminister die unumginglich notwendige Zeit durch Verordnung schulfrei erkldren. Hiebei ist zu
verordnen, dass die schulfreien Tage durch Verringerung der in den Abs. 2, 4, 5 und 8 vorgesehenen
schulfreien Tage — ausgenommen die im Abs. 4 Z 2 genannten Tage, der 24. und 31. Dezember und die
letzten drei Tage der Karwoche — einzubringen sind. Die Hauptferien diirfen zu diesem Zweck um
hochstens zwei Wochen verkiirzt werden.*

3. Dem § 2 wird folgender Abs. 9 angefiigt:

»(9) Forderunterricht in der unterrichtsfreien Zeit gemdl §8 lit. g sublit. dd des
Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) kann durch die Schulleitung in den letzten beiden Wochen des
Schuljahres eingerichtet werden. Der Unterrichtstag darf nicht vor 07.30 Uhr beginnen und hat spétestens
um 18.00 Uhr zu enden. § 4 ist anzuwenden.*

4. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 8 lautet:

,»(8) Bei Unbeniitzbarkeit des Schulgebdudes, in Katastrophenfillen oder aus sonstigen zwingenden
oder aus im offentlichen Interesse gelegenen Griinden kann fiir die unumgénglich notwendige Zeit IKT-
gestiitzter Unterricht ohne physische Anwesenheit in der Schule angeordnet werden. Wenn die Verordnung
dieser Unterrichtsform nicht moglich oder aufgrund des Alters oder der Unterrichts- und
Erziehungssituation der Schiilerinnen und Schiiler nicht zweckméiBig ist, kann die unumginglich
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notwendige Zeit fiir schulfrei erklért werden. Die Landesgesetzgebung hat vorzusehen, dass im Fall der
Schulfreierkldrung die Einbringung der hiedurch entfallenen Schultage angeordnet werden kann und ab
welchem Ausmal die Einbringung anzuordnen ist. Die Einbringung kann durch Verringerung der im Sinne
der Abs. 2, 4 und 5 schulfrei erkldrten Tage geschehen; die Hauptferien diirfen jedoch um nicht mehr als
zwei Wochen verkiirzt werden.*

5. (Grundsatzbestimmung) Dem § 8 wird folgender Abs. 10 angefiigt:

»(10) Forderunterricht in der unterrichtsfreien Zeit gemdl §8 lit. g sublit.dd des
Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) kann in den letzten beiden Wochen des Schuljahres
durchgefiihrt werden.

6. (Grundsatzbestimmung) § 10 Abs. 10 lautet:

,»(10) Bei Unbeniitzbarkeit des Schulgebaudes, in Katastrophenféllen oder aus sonstigen zwingenden
oder aus im oOffentlichen Interesse gelegenen Griinden kann fiir die unumgénglich notwendige Zeit IKT-
gestiitzter Unterricht ohne physische Anwesenheit in der Schule angeordnet werden. Wenn die Verordnung
dieser Unterrichtsform nicht moglich oder aufgrund der Unterrichts- und Erziehungssituation der
Schiilerinnen und Schiiler nicht zweckméBig ist, kann die unumgénglich notwendige Zeit fiir schulfrei
erklart werden. Die Landesgesetzgebung hat vorzusehen, dass im Fall der Schulfreierklirung die
Einbringung der hiedurch entfallenen Schultage angeordnet werden kann und ab welchem Ausmal} die
Einbringung anzuordnen ist. Die Einbringung ist jedenfalls anzuordnen, wenn die im Lehrplan vorgesehene
Zahl der Unterrichtsstunden fiir eine Schulstufe um mehr als ein Zehntel unterschritten werden wiirde.
Durch die Anordnung der Einbringung von Schulzeit diirfen die Hauptferien um nicht mehr als zwei
Wochen verkiirzt werden.*

7. Dem § 16a wird folgender Abs. 17 angefiigt:
»(17) Die nachstehend genannten Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten wie folgt in Kraft:
1. § 2 Abs. 4 Z 7 und Abs. 7 tritt mit 1. September 2022 in Kraft,

2. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 8§ und § 10 Abs. 10 treten gegeniiber den Léndern mit Ablauf
des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; die Ausfiihrungsgesetze sind binnen
sechs Monaten zu erlassen und in Kraft zu setzen,

3. § 2 Abs. 9 tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft,

4. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 10 tritt gegeniiber den Lindern mit Ablauf des Tages der
Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft; die Ausfithrungsgesetze sind binnen sechs Monaten
zu erlassen und in Kraft zu setzen.

Artikel §
Anderung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes
Das Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetz, BGBI. Nr. 163/1955, zuletzt geéndert durch das
Bundesgesetz BGBI. I Nr. 101/2018, wird wie folgt geandert:
1. Dem § 14 wird folgender Abs. 6 angefiigt:

,»(0) Fiir die Einrichtung von Forderunterricht in der unterrichtsfreien Zeit gemaf § 8 lit. g sublit. dd
des Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule) ist die Zustimmung des jeweiligen Schulerhalters
vorzusehen.*

2. Dem § 19 wird folgender Abs. 16 angefiigt:

»(16) § 14 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBL. I Nr. xxx/2021 tritt mit dem Ablauf des
Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.“
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Artikel 6
Anderung des Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes
Das Land- und forstwirtschaftliche Bundesschulgesetz, BGBI. Nr. 175/1966, zuletzt geéndert durch
das Bundesgesetz BGBI. I Nr. 170/2021, wird wie folgt gedndert:
1. Dem § 8a wird folgender Abs. 5 angefiigt:

»(5) Die Bestimmungen iiber den Forderunterricht in der unterrichtsfreien Zeit gemall § 8 lit. g
sublit. dd des Schulorganisationsgesetzes (Sommerschule), insbesondere § 8i des
Schulorganisationsgsetzes, § 77b des Schulunterrichtsgesetzes oder § 2 Abs. 9 des Schulzeitgesetzes, sind
sinngemal anzuwenden.

2. Dem § 31b wird folgender Satz angefiigt:

,»Als spezielle Widmung kann die Zustimmung des Kuratoriums geméaf § 65 des Schulunterrichtsgesetzes
vorgesehen werden.*

3. Dem § 35 wird folgender Abs. 20 angefiigt:

»(20) § 8a Abs. 5 und § 31b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten mit dem
Ablauf des Tages der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft.

Artikel 7
Anderung des Schulpflichtgesetzes 1985

Das Schulpflichtgesetz 1985, BGBI. Nr. 76/1985, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. |
Nr. 170/2021 sowie durch die Bundesministeriengesetz-Novelle 2020, BGBI. I Nr. 08/2020, wird wie folgt
geédndert:

1. In § 11 Abs. 3 wird im ersten Satz die Wendung ,,vor Beginn des Schuljahres” durch die Wendung ,,bis
zum Ende des vorhergehenden Unterrichtsjahres® ersetzt.

2. Dem § 30 wird folgender Abs. 29 angefiigt:

»(29) § 11 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 tritt mit 1. Mai 2022 in
Kraft.”

Artikel 8
Anderung des Hochschulgesetzes 2005

Das Hochschulgesetz 2005, BGBI. I Nr. 30/2006, zuletzt gedndert durch das Bundesgesetz BGBI. 1
Nr. 93/2021, wird wie folgt gedndert:

1. § 39 Abs. 1 lautet wie folgt:

»8 39. (1) An den Piadagogischen Hochschulen sind Hochschullehrgénge zur Fort- und Weiterbildung
1. von Lehrerinnen und Lehrern sowie
2. in allgemeinen padagogischen Professionsfeldern der Betreuung von Kindern und Jugendlichen

nach den inhaltlichen Vorgaben der zustindigen Bundesministerin oder des zustindigen Bundesministers
oder mit deren oder dessen Erméchtigung zur Wahrung der regionalen Erfordernisse nach den inhaltlichen
Vorgaben der Bildungsdirektionen einzurichten.*

2. In §39 Abs. 3a wird das Wort ,sowie“ durch einen Beistrich ersetzt und nach der Wendung
»Hochschullehrgénge fiir Elementarpddagogik® die Wendung ,,sowie Hochschullehrgénge flir Inklusive
Elementarpédagogik® eingefiigt.

3. In § 42 Abs. 13 wird nach der Ziffer 5 das Wort ,,sowie* durch einen Beistrich ersetzt und am Ende der
Ziffer 6 das Wort ,,sowie* angefiigt und folgende Ziffer 7 angefiigt:
,»7. Hochschullehrgénge fiir Inklusive Elementarpiddagogik®.
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4. Nach § 52f Abs. 3c wird folgender Abs. 3d eingefiigt:

»(3d) Voraussetzung fiir die Zulassung zum Hochschullehrgang Inklusive Elementarpdadagogik gemél
§ 39a Abs. 3a st die erfolgreiche Ablegung eines Abschlusses gemal3 § 1 Z 1 des Anstellungserfordernisse-
Grundsatzgesetzes, BGBI. Nr. 406/1968, in der geltenden Fassung.*

5. In §52f Abs. 4 Z 2 wird das Wort ,sowie” durch eine Beistrich ersetzt und nach der Wendung
»Hochschullehrgang fiir Elementarpddagogik* die Wendung ,,sowie den Hochschullehrgang fiir Inklusive
Elementarpddagogik® eingefiigt.

6. Dem § 80 wird folgender Abs. 22 angefiigt:

»(22) § 39 Abs. 1 und 3a, § 42 Abs. 13 Z 5 bis 7 sowie § 52f Abs. 3d und Abs. 4 Z 2 in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBI. I Nr. xxx/2021 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.«

Artikel 9
Anderung des 2. COVID-19-Hochschulgesetzes
Das Bundesgesetz iiber hochschulrechtliche Sondervorschriften an Universititen, Pddagogischen

Hochschulen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 (2. COVID-19-Hochschulgesetz — 2. C-HG),
BGBI. I Nr. 76/2021, zuletzt gedndert durch BGBI. I Nr. 127/2021, wird wie folgt geédndert:

1. In § 1 Abs. 1 und 3 entfillt die Wortfolge ,,im Sommersemester 2021 und im Wintersemester 2021/22%.

2. § 1 Abs. 1 letzter Satz lautet:

,Naheres ist vom Rektorat festzulegen, wobei auch zusétzliche MaBinahmen zur Verhinderung der
Verbreitung der COVID-19-Pandemie fiir Universitdtsangehorige und Dritte festgelegt werden konnen.
3. § 1 Abs. 3 letzter Satz lautet:

»Naheres ist von der Kollegiumsleitung im Einvernechmen mit dem Erhalter festzulegen, wobei auch
zusétzliche MaBinahmen zur Verhinderung der Verbreitung der COVID-19-Pandemie fiir Studierende, das
Lehr-, Forschungs- und Verwaltungspersonal der Fachhochschule und Dritte festgelegt werden kdnnen.*

4. In §2 wird die Wort- und Zeichenfolge ,jund im Wintersemester 2021/22 durch die Wort- und
Zeichenfolge ,,, im Wintersemester 2021/22 und im Sommersemester 2022 ersetzt.

5. In §3 wird die Wort-und Zeichenfolge ,,28. Februar 2022 durch die Wort- und Zeichenfolge
,»30. September 2022 ersetzt.
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	9. Dem § 131 wird folgender Abs. 46 angefügt: 
	10. Dem § 131 wird folgender Abs. 47 angefügt: 


	Artikel 2 
	Änderung des Schulunterrichtsgesetzes 
	1. § 5 Abs. 3 lautet: 
	2. Dem § 12 werden folgende Abs. 10 bis 12 angefügt: 
	3. Dem § 18 wird folgender Abs. 16 angefügt: 
	4. In § 38 Abs. 3 letzter Satz wird nach dem Wort „schriftlichen“ die Wendung „, graphischen oder praktischen“ eingefügt. 
	5. In § 40 Abs. 3 wird vor dem Wort „Prüfungsgebieten“ die Wendung „nicht standardisierten“ und nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 
	6. Dem § 65 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
	7. Nach § 77a wird folgender § 77b samt Überschrift eingefügt: 
	8. Dem § 82 wird folgender Abs. 20 angefügt: 
	9. § 82k samt Überschrift entfällt. 


	Artikel 3 
	Änderung des Schulunterrichtsgesetzes für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge 
	1. In § 34 Abs. 2 Z 2 wird nach der Wendung „fachkundige Lehrperson“ die Wendung „oder der Studienkoordinator oder die Studienkoordinatorin“ eingefügt. 
	2. In § 38 Abs. 3 vierter Satz entfällt das Wort „standardisierten“. 
	3 In § 38 Abs. 3 letzter Satz wird nach dem Wort „schriftlichen“ die Wendung „, graphischen und praktischen“ eingefügt. 
	4. In § 40 Abs. 3 wird vor dem Wort „Prüfungsgebieten“ die Wendung „nicht standardisierten“ und nach dem ersten Satz folgender Satz eingefügt: 
	5. Dem § 69 wird folgender Abs. 20 angefügt: 
	6. § 72 samt Überschrift entfällt. 


	Artikel 4 
	Änderung des Schulzeitgesetzes 1985 
	1. In § 2 Abs. 4 Z 7 wird nach dem Wort „vor“ die Wendung „dem Pfingstsonntag“ eingefügt. 
	2. § 2 Abs. 7 lautet: 
	3. Dem § 2 wird folgender Abs. 9 angefügt: 
	4. (Grundsatzbestimmung) § 8 Abs. 8 lautet: 
	5. (Grundsatzbestimmung) Dem § 8 wird folgender Abs. 10 angefügt: 
	6. (Grundsatzbestimmung) § 10 Abs. 10 lautet: 
	7. Dem § 16a wird folgender Abs. 17 angefügt: 


	Artikel 5 
	Änderung des Pflichtschulerhaltungs-Grundsatzgesetzes 
	1. Dem § 14 wird folgender Abs. 6 angefügt: 
	2. Dem § 19 wird folgender Abs. 16 angefügt: 


	Artikel 6 
	Änderung des Land- und forstwirtschaftlichen Bundesschulgesetzes 
	1. Dem § 8a wird folgender Abs. 5 angefügt: 
	2. Dem § 31b wird folgender Satz angefügt: 
	3. Dem § 35 wird folgender Abs. 20 angefügt: 


	Artikel 7 
	Änderung des Schulpflichtgesetzes 1985 
	1. In § 11 Abs. 3 wird im ersten Satz die Wendung „vor Beginn des Schuljahres“ durch die Wendung „bis zum Ende des vorhergehenden Unterrichtsjahres“ ersetzt. 
	2. Dem § 30 wird folgender Abs. 29 angefügt: 


	Artikel 8 
	Änderung des Hochschulgesetzes 2005 
	1. § 39 Abs. 1 lautet wie folgt: 
	2. In § 39 Abs. 3a wird das Wort „sowie“ durch einen Beistrich ersetzt und nach der Wendung „Hochschullehrgänge für Elementarpädagogik“ die Wendung „sowie Hochschullehrgänge für Inklusive Elementarpädagogik“ eingefügt. 
	3. In § 42 Abs. 13 wird nach der Ziffer 5 das Wort „sowie“ durch einen Beistrich ersetzt und am Ende der Ziffer 6 das Wort „sowie“ angefügt und folgende Ziffer 7 angefügt: 
	4. Nach § 52f Abs. 3c wird folgender Abs. 3d eingefügt: 
	5. In § 52f Abs. 4 Z 2 wird das Wort „sowie“ durch eine Beistrich ersetzt und nach der Wendung „Hochschullehrgang für Elementarpädagogik“ die Wendung „sowie den Hochschullehrgang für Inklusive Elementarpädagogik“ eingefügt. 
	6. Dem § 80 wird folgender Abs. 22 angefügt: 


	Artikel 9 
	Änderung des 2. COVID-19-Hochschulgesetzes 
	1. In § 1 Abs. 1 und 3 entfällt die Wortfolge „im Sommersemester 2021 und im Wintersemester 2021/22“. 
	2. § 1 Abs. 1 letzter Satz lautet: 
	3. § 1 Abs. 3 letzter Satz lautet: 
	4. In § 2 wird die Wort- und Zeichenfolge „und im Wintersemester 2021/22“ durch die Wort- und Zeichenfolge „, im Wintersemester 2021/22 und im Sommersemester 2022“ ersetzt. 
	5. In § 3 wird die Wort-und Zeichenfolge „28. Februar 2022“ durch die Wort- und Zeichenfolge „30. September 2022“ ersetzt. 



